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A. Bericht des Abgeordneten Kuntscher 


Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Änderung 
und Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes 
— Drucksache 366 — wurde in den Sitzungen des 
Ausschusses für den Lastenausgleich am 15. Okto- 
ber, 5. und 27. November 1958 beraten. 

Zu Nummer 1 Buchstabe a wurde die Fassung des 
Antrags der Drucksache 366 nach gründlichen Aus- 
sprachen mit Mehrheit abgelehnt und durch fol- 
gende Fassung ersetzt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

möglichst bald, spätestens bis zum 1. März 1959, 
Vorschläge zu machen, auf welchen Wegen eine 
schnellere Erfüllung der Ausgleichsleistungen 
erreicht werden kann, insbesondere ob, in wel- 
chem Umfange und in welchen Bereichen unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Möglich- 
keiten die Zahlung der Lastenausgleichsabgaben 
beschleunigt werden kann; soweit möglich, sind 
diese Vorschläge mit einer Gesetzesvorlage zu 
verbinden."' 

Diese Fassung wurde einstimmig bei einer Stimm- 
enthaltung angenommen. 

Durch diese Fassung, die der Bundesregierung die 
ernste Prüfung des Problems der Verkürzung der 
Abgabefristen für die Entrichtung der Lastenaus- 
gieichsabgaben nahelegt, soll eine schnellere Erfül- 
lung der Ausgleichsleistungen erreicht werden. Der 
Ausschuß ist aber auch einmütig der Auffassung, 
daß Härten oder wirtschaftliche Schädigungen ver- 
mieden werden müssen. 


Zu Nummer 1 Buchstabe b bis d wurde mit neun 
Stimmen bei Stimmenthaltung der antragstellen- 
den Fraktion beschlossen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 
die Möglichkeiten einer Verbesserung der Vor- 
schriften über die Anrechnung der Unterhaltungs- 
hilfe auf Hauptentschädigung und einer Verbes- 
serung der Kriegsschadenrente zu prüfen und bis 
zum 1. März 1959 einen entsprechenden Entwurf 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes vor- 
zulegen." 

Die Stimmenthaltung der Mitglieder der antrag- 
stellenden Fraktion wurde damit begründet, daß in der 
beschlossenen Fassung die Erhöhung der Unterhalts- 
hilfe nicht besonders gefordert werde. Demgegen- 
über wurde von der Mehrheit festgestellt, daß durch 
die beschlossene Änderung die Verbesserung der 
Kriegsschadenrente allgemein angesprochen wird, 
womit keinesfalls gesagt werden soll, daß eine 
Erhöhung der Unterhaltshilfe, als eines Bestand- 
teiles der Kriegsschadenrente, nicht erfolgen sollte. 
Eine zu enge Fassung soll auch nicht den Weg für 
eine Verbesserung der Entschädigung für Vermö- 
gensschäden verbauen. 

Zu Nummer 2 Buchstabe a bis c beschloß der 
Ausschuß einstimmig, die Bundesminister der Finan- 
zen und für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsge- 
schädigte zu ersuchen, dem Ausschuß für den Lasten- 
ausgleich schriftlich zu berichten. Die Berichte der 
beiden Bundesminister sind im Wortlaut diesem 
Schriftlichen Bericht als Anlage 1, 2 und 3 beige- 
schlossen. 


Bonn, den 1. Dezember 1958 

Kuntsdier 

Berichterstatter 


(Ausschußantrag umseitig) 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Be Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. möglichst bald, spätestens bis zum 1. März 
1959, Vorschläge zu machen, auf welchen We- 
gen eine schnellere Erfüllung der Ausgleichs- 
leistungen erreicht werden kann, insbesondere 
ob, in welchem Umfange und in welchen 
Bereichen unter Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten die Zahlung der 
Lastenausgleichsabgaben beschleunigt werden 
kann; soweit möglich, sind diese Vorschläge 
mit einer Gesetzesvorlage zu verbinden; 

2. die Möglichkeiten einer Verbesserung der 
Vorschriften über die Anrechnung der Unter- 
haltshilfe auf Hauptentschädigung und einer 
Verbesserung der Kriegsschadenrente zu prü- 
fen und bis zum 1. März 1959 einen entspre- 
chenden Entwurf zur Änderung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes vorzulegen." 


Bonn, den 1. Dezember 1958 


Der Ausschuß für den Lastenausgleich 


Kunze 

Vorsitzender 


Kuntscher 

Berichterstatter 
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Drucksache 695 


Anlage 1 


Vorfinanzierung 


Frage 

Welche Maßnahmen wurden zu der in der Regie- 
rungserklärung vom Oktober 1957 angekündigten 
Vorfinanzierung des Lastenausgleichs, insbesondere 
auch zur schnelleren Abwicklung der Hausratent- 
schädigung und Hauptentschädigung, eingeleitet? 

Antwort 

Die Bundesregierung hatte in der Regierungserklä- 
rung vom 29. Oktober 1957 erklärt: „Wir werden 
versuchen, Wege zu finden, um die im Lastenaus- 
gleichsgesetz vorgesehenen Wartezeiten zu verkür- 
zen." 

1. In Fortführung der Maßnahmen, die einer ra- 
scheren Erfüllung der Abgabeverpflichtungen 
durch vorzeitige Ablösung dienen sollen, wurde 
die 21. Abgabendurchführungsverordnung zum 
Lastenausgleichsgesetz vom 1. April 1958 erlas- 
sen. Begünstigt werden seitdem nicht nur Ablö- 
sungen durch Vorausentrichtung einmaliger 
größerer Beträge (Vollablösung, Teilablösung, 
Ratenablösung), sondern auch die freiwillige 
Vorauszahlung der erst in den letzten Jahren 
der Laufzeit des Lastenausgleichs fällig werden- 
den Vierteljahresbeträge der Vermögensabgabe 
durch eine Erhöhung der laufenden Vierteljah- 
reszahlungen. 

Insgesamt haben von den Vergünstigungen einer 
vorzeitigen Ablösung bis zum 30, September 1958 
572 716 Abgabepflichtige (9 v. H. aller Vermö- 
gensabgabefälle, 18 V. H. aller Hypothekenge- 
winnabgabefälle, 12 V. H. aller Kreditgewinn- 
abgabefälle) Gebrauch gemacht; es handelt sich 
vorwiegend um Personen mit kleineren Abgabe- 
verpflichtungen oder um Fälle von Erbausein- 
einandersetzung. Insgesamt wurden auf dem 
Wege der vorzeitigen Ablösung bis zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt aufgebracht 1457 Mio DM. 
Das zusätzliche Aufkommen auf Grund der Ver- 
ordnung vom 1. April 1958 betrug bis 30. Sep- 
tember 1958 bei 1114 Ablösungsfällen 13,5 Mio 
DM, ist also verhältnismäßig gering, wird sich 
aber voraussichtlich bis zum 10. Mai 1959, also 
dem Endzeitpunkt, bis zu dem die Möglichkeit 
besteht, von dieser Art Ablösung Gebrauch zu 
machen, beträchtlich erhöhen. 

Die Frage, ob durch erneute Erhöhung des Bonus 
für eine vorzeitige Ablösung, der z. Z. 8 v. H. 
beträgt, ein zusätzlicher Anreiz für eine vorzei- 
tige Ablösung gegeben werden soll, wurde ge- 
prüft, aber nicht weiter verfolgt, da eine solche 
Maßnahme mit der zwischenzeitlichen Entwick- 
lung des Zinssatzes am Kapitalmarkt nicht ver- 
einbar gewesen wäre und wohl auch ein Aus- 
gleich zugunsten derer hätte getroffen werden 


müssen, die bei einem Bonus von 8 v. H. inzwi- 
schen abgelöst haben. Die Frage der Angemes- 
senheit des Abzinsungssatzes wird im übrigen 
laufend geprüft. 

2. Die sich seit Frühjahr des Jahres abzeichnende 
günstige Entwicklung am Kapitalmarkt gab der 
Bundesregierung die Möglichkeit, dem Aus- 
gleichsfonds namhafte Mittel der Vorfinanzie- 
rung über den Kapitalmarkt zuzuführen. Die 
Bundesregierung hat durch Beschluß vom 23. Mai 
1958 den Bundesfinanzminister zur Beschaffung 
von 200 Mio DM und durch Beschluß vom 
11. August 1958 zur Beschaffung von weiteren 
300 Mio DM ermächtigt. Diese Ermächtigung 
wurde bis 31. Oktober 1958 in Höhe von 200 
Mio DM durch Begebung von Anleihen ausge- 
nutzt; die restlichen 300 Mio DM werden dem 
Ausgleichsfonds noch bis Ende des Rechnungs- 
jahres 1958 zugeführt werden, teils durch Bege- 
bung weiterer Anleihen, teils durch Ausgabe 
von Kassenobligationen. 

3. Die Vorfinanzierung in Höhe von demnach ins- 
gesamt 500 Mio DM wird in vollem Umfang 
der Hausratentschädigung und der Hauptent- 
schädigung zugute kommen. Sie setzt den Aus- 
gleichsfonds insbesondere in Stand, im Rech- 
nungsjahr 1958 über 1 Mrd. DM für Hausratent- 
schädigung zu verausgaben; diese günstige Ent- 
wicklung berechtigt zu der Hoffnung, daß die 
Hausratentschädigung bis auf kleinere Reste, 
insbesondere Bodensatzfälle, noch im Laufe des 
kommenden Rechnungsjahres im wesentlichen 
abgewickelt werden kann. Auf dem Gebiet der 
Hauptentschädigung konnten Auszahlungen erst 
nach Inkrafttreten des Achten Anderungs- 
gesetzes zum Lastenausgleichsgesetz aufgenom- 
men werden. Der Präsident des Bundesaus- 
gleichsamts hat hierfür unter Mitwirkung des 
Kontrollausschusses und des Ständigen Beirats 
Grundsätze entwickelt und Weisungen erlassen, 
nach denen entsprechend den gesetzlichen Vor- 
schriften Personen in höherem Lebensalter oder 
in bedrängter wirtschaftlicher Lage mit Vorrang 
berücksichtigt und eigentumsbildende Maßnah- 
men, insbesondere auf dem Gebiet des Woh- 
nungsbaues und der gewerblichen Wirtschaft, 
besonders gefördert werden. Die verwaltungs- 
mäßigen Schwierigkeiten, die mit dem Anlaufen 
solcher Maßnahmen erfahrungsgemäß verbun- 
den sind, waren erheblich, verlieren aber all- 
mählich an Gewicht. Bis 31. Oktober 1958 sind 
an Hauptentschädigung 245 Mio DM abgeflos- 
sen; dabei ist aber zu berücksichtigen, daß bis 
zum 30. September 1958 weitere 177 Mio DM 
durch Umwandlung von Darlehen erfüllt werden 
konnten. 
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Drucksache 695 
Anlage 2 


Beschleunigung der Schadensfeststellung 


Frage 

Was wurde zur Beschleunigung der Schadensfest- 
stellung veranlaßt, wann werden die fehlenden 
Rechtsverordnungen, darunter die über Umrech- 
nungskurse, erlassen? 


Durch das Feststellungsgesetz ist der Ausgleichs- 
verwaltung die Aufgabe gestellt, die Vermögens- 
verluste der Vertriebenen, Ostgeschädigten und 
Kriegssachgeschädigten nach Grund und Höhe fest- 
zustellen. Im Vordergrund stehen dabei diejenigen 
Vermögen, für die nach deutschem Bewertungs- 
recht ein Einheitswert festzustellen ist, nämlich 
landwirtschaftliches Vermögen, forstwirtschaftliches 
Vermögen, Grundvermögen und Betriebsvermögen. 
Die Unterlagen über die Einheitswerte stehen den 
Vertriebenen nur in seltenen Ausnahmefällen noch 
zur Verfügung. Soweit das Vermögen außerhalb 
des Geltungsbereichs des deutschen Bewertungs- 
rechts belegen war, ist ein Einheitswert überhaupt 
niemals festgestellt worden. Praktisch bedeutet 
dies, daß bei fast 100 v. H. der Vertreibungsschä- 
den ein „Ersatzeinheitswert" nach § 12 Abs. 2 des 
Feststellungsgesetzes gebildet werden muß. Die 
näheren Grundsätze und Unterlagen dafür sind 
nach dem Gesetz durch Rechtsverordnung festzu- 
legen. Die Zahl der angemeldeten Vermögensver- 
luste aus den Vertreibungsgebieten übersteigt 
3 Millionen. Vertreibungsschäden sind fast in der 
ganzen Welt, in besonderem Umfange aber in fast 
allen Ländern Osteuropas entstanden. Bei der Re- 
gelung mußten die unterschiedlichen Verhältnisse 
in den einzelnen Gebieten geprüft und berücksich- 
tigt werden. Da Unterlagen, aus denen ohne wei- 
teres die Grundlagen für die Ermittlung der Werte 
hätten entnommen werden können, nur in den 
seltensten Fällen zur Verfügung stehen, mußten be- 
sondere Verfahren zur Ermittlung der Ersatzein- 
heitswerte gefunden und ausgearbeitet werden. 
Beispielsweise mußten beim land- und forstwirt- 
schaftlichen Vermögen unter Berücksichtigung geo- 
logischer und wirtschaftlicher Daten sowie im 
Vergleich mit den Verhältnissen in vergleichbaren 
Bereichen mit durchgeführter Einheitsbewertung 
Kreishektarsätze und Gemeindehektarsätze (bisher 
etwa 25 000) gefunden werden. Beim Grundvermö- 
gen mußten nach ähnlichen Grundsätzen anzuwen- 
dende „Flächenwerte" ermittelt werden, beim Be- 
triebsvermögen Richtzahlen für die einzelnen 
Gewerbezweige. 

Diese Arbeiten waren schwierig und außerordent- 
lich umfangreich. Sie setzten sehr gründliche Vor- 
arbeiten voraus. Doch konnte die Ersatzeinheits- 
bewertung des landwirtschaftlichen Vermögens im 
Dezember 1954 (3. FeststellungsDV), diejenige des 
Grundvermögens im Dezember 1955 (5. Feststel- 
lungsDV), diejenige des Betriebsvermögens im 


März 1956 (6. FeststellungsDV), diejenige der Ge- 
schäftsgrundstücke und der unbebauten Grund- 
stücke im März 1957 (9. FeststelungsDV) und die- 
jenige des forstwirtschaftlichen Vermögens im 
April 1958 (10. FeststellungsDV) geregelt werden. 
Allerdings konnten diese Verordnungen beim Er- 
scheinen noch nicht die vollen tabellarischen An- 
lagen für alle Vertreibungsgebiete enthalten. Viel- 
mehr wurden diese Tabellen nacheinander erarbeitet 
und dann durch Ergänzungsverordnung veröffent- 
licht. Nach dem Stande vom 15. November 1958 
waren 14 Rechtsverordnungen erlassen. Die Ver- 
abschiedung weiterer 4 Rechtsverordnungen durch 
das Bundeskabinett steht unmittelbar bevor, so 
daß spätestens zu Beginn des kommenden Jahres 
die Ersatzeinheitsbewertung wie folgt geregelt 
sein wird; 

a) Die Ersatzeinheitsbewertung des Grundvermö- 
gens kann für sämtliche europäischen Vertrei- 
bungsgebiete — mit Ausnahme lediglich der 
Sowjetunion — durchgeführt werden. 

b) Die Ersatzeinheitsbewertung für das landwirt- 
schaftliche Vermögen ist möglich für das alte 
Reichsgebiet einschließlich des Korridorgebie- 
tes, für die alte Provinz Posen, das Sudeten- 
land, Elsaß-Lothringen, das Baltikum und große 
Teile Polens sowie für Ostafrika. 

c) Die Ersatzeinheitsbewertung des forstwirtschaft- 
lichen Vermögens ist geregelt für das alte 
Reichsgebiet einschließlich des Korridorgebiets 
und die alte Provinz Posen. 

d) Die umfassende Regelung für das Betriebsver- 
mögen berücksichtigt rund 250 Gewerbezweige, 
für die eine umfangreiche Rechtsverordnung 
mit einem Zahlenwerk auf über 300 Druckseiten 
im Großformat erarbeitet werden mußte. Im 
übrigen gibt eine Rechtsverordnung die Mög- 
lichkeit der Ersatzeinheitsbewertung für Be- 
triebsvermöaen von Großbetrieben, insbeson- 
dere Industriebetrieben, im Weae der vergleich- 
baren Bewertung durch die Einschaltung von 
Vororten. 

Ferner ist eine Rechtsverordnung zur Ersatzein- 
heitsbewertuna des landwirtschaftlichen Ver- 
mögens in Südost-Eiiropa fertig vorbereitet., so 
daß es nur noch gewisser abschließender Be- 
snrechungen bedarf, um auch für diesen Bereich 
die Durchführung des Feststellungsverfahrens 
zu ermöglichen. 

Der Präsident des Biindesausgleichsamtes hat nach 
der getroffenen Regelung die Rechtsverordnung 
der Bundesregierung ieweils durch Rechtsverord- 
nung des Bundesausgleichsamtes hinsichtlich der 
näheren Einzelheiten zu ergänzen und insbeson- 
dere die Gemeindebektarsätze festzuleaen. Die Ar- 
beiten hierfür wurden ieweils in Zusammenarbeit 
mit den beteiligten Biindesministerien durchgeführt 
derart, daß die Rechtsverordnungen des Bundes- 
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ausgleichsamtes in unmittelbarem Anschluß an die 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung veröffent- 
licht und alsbald durch nähere Durchführungs- 
bestimmungen des Bundesausgleichsamtes für die 
Praxis erläutert wurden. Damit wurde erreicht, daß 
die Bestimmungen über die Ersatzeinheitsbewer- 
tung in einem bestimmten Bereich den Ausgleichs- 
ämtern jeweils in dem durch Rechtsverordnung 
der Bundesregierung gezogenen Rahmen alsbald 
zur Verfügung standen. An dieser Übung, die sich 
bewährt hat, wird auch in Zukunft festgehalten 
werden. 

Soweit eine Ersatzeinheitsbewertung wegen der 
noch ausstehenden Verordnungsregelung der Bun- 
desregierung für bestimmte Sachbereiche oder Ge- 
bietsbereiche noch nicht möglich war oder ist, hat 
das Bundesausgleichsamt Vorkehrungen getroffen, 
daß in dringenden Fällen eine vorläufige Schadens- 
berechnung oder jedenfalls Mindestbewertung mit 
dem Ziel der Erteilung von Teilbescheiden durch- 
geführt wird. So kann beispielsweise auf Grund 
der „5. und 6. Richtlinien für die vorläufige Scha- 
densberechnung" vielfach auch in solchen Fällen 
geholfen werden, in denen eine endgültige Scha- 
densfeststellung noch nicht möglich ist. Dies ist 
wichtig insbesondere in Fällen, in denen die Aus- 
zahlung der Hauptentschädigung mit Teilbeträgen 
bereits freigegeben ist, für Zwecke der Umwandlung 
von Aufbaudarlehen und für die Berechnung von 
Entschädigungsrente. 

Für die Schadensfeststellung kommen neben dem 
verlorenen Einheitswertvermögen insbesondere 
auch Verluste an Ansprüchen und Beteiligungen 
sowie am Berufsvermögen in Betracht. Insoweit 
sieht das Gesetz eine nähere Regelung durch Rechts- 
verordnung nicht vor. Das Bundesausgleichsamt hat 
die Durchführung der Schadensfeststellung in die- 
sem Bereich laufend durch Richtlinien und Tabel- 
len (z. B. über die Kurswerte von Wertpapieren 
aus den Vertreibungsgebieten) zu erleichtern sich 
bemüht. 

Tm übrigen hat das Bundesausgleichsamt seit dem 
Erlaß des Lastenausgleichsgesetzes fortlaufend sich 
dafür eingesetzt, die großen bestehenden Schwie- 
rigkeiten auf organisatorischem Gebiet zu über- 
winden. Die Ausgleichsbehörden wurden dauernd 
auf die Bedeutung der Schadensfeststellung und 
die Notwendigkeit der Beschleunigung der damit 
verbundenen Arbeiten hingewiesen. Die Länder 
sowie die kommunalen Spitzenverbände und die 
Stadt- und Landkreise wurden immer wieder auf 
die Situation der Schadensfeststellung aufmerksam 
gemacht mit der Bitte, auf eine ausreichende Be- 
setzung der Feststellungsabteilungen der Aus- 
gleichsämter hinzuwirken. Es muß anerkannt wer- 
den, daß diese Stellen Verständnis für die Wich- 
tigkeit der Aufgabe gezeigt und insbesondere es 
erreicht haben, daß der anfängliche Mangel an 
brauchbaren Bewertern allmählich überwunden 
werden konnte. Das Bundesausgleichsamt hat auf 
Schulungstagungen in allen Ländern der Bundes- 
renublik unmittelbar die Probleme der Schadens- 
feststellung behandelt und dabei die Leiter der Aus- 
gleichsämter und die Bewerter auf die Notwendig- 
keit der Beschleunigung und auf Möglichkeiten 


hierfür aufmerksam gemacht. Auch sonst ist das 
Bundesausgleichsamt ständig bemüht, bei den Lan- 
desausgleichsämtern und Ausgleichsämtern auf eine 
möglichst schnelle Abwicklung der Schadensfest- 
stellung hinzuwirken. In den ersten Jahren der 
Durchführung des Lastenausgleichsgesetzes bestand 
teilweise die Situation, daß die Beschleunigung der 
Schadensfeststellung über eine gewisse Grenze hin- 
aus durch Verzögerungen bei anderen Aufgaben 
der Ausgleichsämter (Kriegsschadenrente, Hausrat- 
hilfe usw.) erkauft werden mußte. Diese Besorg- 
nis ist aber mit dem fortschreitenden organisatori- 
schen Aufbau der Ausgleichsämter in Wegfall ge- 
kommen. 

Nach dem Stand vom 30. September 1958 war ein 
Bescheid zu insgesamt 47,2 v. H. der eingereichten 
Anträge wegen Vermögensschäden (nach Bereini- 
gung um die sogenannten reinen „WAG-Fälle") 
ergangen, davon 33,1 v. H. positive Bescheide oder 
Teilbescheide und 14,1 v. H. Ablehnungsbescheide 
oder Erledigungen auf sonstige Weise. 

II. 

Was das Verordnungswerk der Bundesregierung 
zur Ersatzeinheitsbewertung anlangt, läßt sich der 
derzeitige Stand im Anschluß an die Ausführungen 
unter Ziffer I wie folgt kennzeichnen: 

Es steht noch aus die Regelung der Ersatzeinheits- 
bewertung für das Grundvermögen in Übersee, das 
landwirtschaftliche Vermögen in Ubersee (mit Aus- 
nahme von Ostafrika) sowie das forstwirtschaft- 
liche Vermögen in den europäischen Vertreibungs- 
gebieten außerhalb des alten Reichsgebiets. Wei- 
terhin ist die Ersatzeinheitsbewertung für das gärt- 
nerische Vermögen, das Fischereivermögen, das 
Weinbauvermögen, den Bergbau und die Mineral- 
gewinnungsrechte zu regeln. 

Auch insoweit sind teilweise schwierige Vorberei- 
tungen unvermeidbar, die jedoch neben den übri- 
gen laufenden Arbeiten bereits durchweg in An- 
griff genommen sind. Es kann damit gerechnet 
werden, daß das Bundeskabinett im Frühjahr des 
kommenden Jahres die Rechtsverordnungen für die 
Ersatzeinheitsbewertung des Grundvermögens in 
Übersee und für das gärtnerische Vermögen vor- 
legen wird. Die weiter noch erforderlichen Rechts- 
verordnungen werden sich in verhältnismäßig kur- 
zem Zeitabstand anschließen. 

Nach § 20 des Feststellungsgesetzes sind Wert- 
ansätze, die auf eine andere Währung als Reichs- 
mark lauten, unter Verwendung bestimmter Um- 
rechnungssätze auf Reichsmark umzurechnen. Da- 
bei sollen durch Rechtsverordnung für Währungen, 
deren Kaufkraft im Verhältnis zur Kaufkraft der 
Reichsmark erheblich größer war als dies bei den 
an sich maßgebenden Umrechnungssätzen zum Aus- 
druck kommt, Zuschläge zu den Umrechnungssätzen 
festgelegt werden. Die Bundesregierung hat eine 
entsnrechende Rechtsverordnung bereits verab- 
schiedet, welche diese zahlenmäßig bedeutsamen 
Fälle f20 euronäische Währungen! berücksichtigt. 
Diese liegt seit dem 24. Oktober 1958 dem Bundes- 
rat zur Beschlußfassung vor. Ob die Rechtsverord- 
nung später einer Ergänzung bedürfen wird, bleibt 
weiterer Prüfung Vorbehalten. 
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Anlage 3 


Verwaltungskosten 


Frage 

Ist die Bundesregierung bereit, die den Ländern 
und Kreisen bisher auferlegten Verwaltungskosten 
zum Zwecke der Verbesserung der Verwaltungs- 
verfahren auf den Bund zu übernehmen? 

Antwort 

Der Dritte Teil des Lastenausgleichsgesetzes (Aus- 
gleichsleistungen) wird nach § 305 des Gesetzes 
teils vom Bund, teils im Auftrag des Bundes von 
den Ländern und vom Land Berlin durchgeführt. 
Soweit die Länder die bezeichneten Vorschriften 
nicht durch eigene Behörden durchführen, können 
sie die Gemeinden und Gemeindeverbände mit der 
Durchführung beauftragen. Es werden nach gelten- 
der Regelung tätig: Im Bereich des Bundes das 
Bundesausgleichsamt, im Bereich der Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände die Landesaus- 
gleichsämter und die Ausgleichsämter, diese im 
Rahmen der Verwaltung der kreisfreien Städte und 
— mit Ausnahme des Landes Bayern — der Land- 
kreise. § 351 Abs. 2 LAG sieht — von bestimmten 
in Absatz 1 dieser Vorschrift bezeichneten Aus- 
nahmen abgesehen — vor, daß die Länder und die 
anderen an der Durchführung beteiligten Gebiets- 
körperschaften diejenigen Kosten, die bei ihnen 
anfallen, selbst tragen. Nach § 351 Abs. 3 LAG er- 
stattet der Bund jedoch in der Regel die Hälfte 
dieser Kosten. 

Diese Vorschrift enthält bereits eine weitgehende 
Sonderregelung gegenüber dem allgemeinen La- 
stenverteilungsgrundsatz des Grundgesetzes (Ar- 
tikel 106 Abs. 4 Nr. 1 GG), nach dem Bund und 
Länder gesondert die Ausgaben zu tragen haben, 
die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
ergeben. Den Ländern wird im Falle der Bundes- 
auftragsverwaltung durch das Grundgesetz die Auf- 
gabe zugewiesen, ein Bundesgesetz unter Aufsicht 
und unter Berücksichtigung etwaiger Weisungen 
der zuständigen obersten Bundesbehörden auszu- 
führen. Hierbei ist zu berücksichtigen, daß die Aus- 
führung von Bundesgesetzen im Aufträge des Bun- 
des den Ländern als solchen zugewiesen ist. Die 
Länderbehörden werden somit nicht als Bundes- 
behörden tätig, sondern bleiben auch in Erfüllung 
der Auftragsangelegenheit Länderbehörden, die 
uneingeschränkt ihrem Parlament verantwortlich 
sind. Die Einwirkungsmöglichkeiten des Bundes 
sind auf die in Artikel 85 GG aufgeführten Befug- 
nisse beschränkt. Im übrigen bleibt die verwal- 
tungsmäßige Ausführung nach Artikel 30 GG eine 
Landesaufgabe, auch, wenn man begrifflich die An- 
gelegenheit als solche des Bundes charakterisiert 
(vgl. Kommentar zum Bonner Grundgesetz, Erläu- 
terung 2 zu Artikel 85 Abs. 2). Das Land bestimmt 
insbesondere allein und in eigener Verantwortung 
über das Ausmaß des für die Ausführung des Ge- 
setzes bereitzustellenden Personal- und Sachauf- 
wandes. 


j Es liegt also eine Aufgabenteilung in der Weise 
I vor, daß der verwaltungsmäßige Vollzug des Ge- 
setzes Angelegenheit der Länder, die Erfüllung der 
Aufgabe im übrigen Angelegenheit des Bundes ist. 

! Die Finanzverantwortung ist entsprechend dieser 
Zuständigkeitsregelung aufzuteilen, d. h. die Ver- 
; waltungskosten fallen uneingeschränkt den Län- 
dern zu. 

: Die Sonderregelung des § 351 Abs. 3 LAG beruht 
darauf, daß auf Grund der besonderen Ermächti- 
j gung in Artikel 120a GG das LAG teils durch den 
Bund und teils durch die Länder im Aufträge des 
Bundes ausgeführt wird und daß die der Bundes- 
regierung und den zuständigen obersten Bundes- 
behörden auf Grund des Artikels 85 GG insoweit 
zustehenden Befugnisse ganz oder teilweise einer 
Bundesoberbehörde, dem Bundesausgleichsamt, 
übertragen worden sind. 

Durch die Einschaltung einer Bundesoberbehörde, 
d. h. einer Verwaltungsinstanz des Bundes in den 
verwaltungsmäßigen Vollzug des betreffenden Ge- 
setzes entsteht eine Mischverwaltung, die eine Ab- 
grenzung der Finanzverantwortung der beteiligten 
Gebietskörperschaften in der Weise, daß jede Kör- 
perschaft die bei ihren Dienststellen anfallenden 
Verwaltungskosten selbst trägt, nicht mehr berech- 
tigt erscheinen läßt. 

Bei einem vertikal gegliederten Instanzenzug ist 
die übergeordnete Verwaltungsbehörde auch an der 
Verantwortung für die bei den nachgeordneten 
Behörden entstehenden Verwaltungskosten betei- 
ligt. Es konnte daher in Übereinstimmung mit dem 
Lastenverteilungsgrundsatz des Grundgesetzes aus- 
nahmsweise eine Beteiligung des Bundes an den 
Verwaltungskosten der Länder und Gemeinden 
vorgesehen werden. Die Regelung mußte aber be- 
! rücksichtigen, daß die Länder und Gemeinden in 
erster Linie die Verantwortung für den verwal- 
tungsmäßigen Vollzug des Lastenausgleichs auf 
der Landes- und Ortsebene tragen. Deshalb ist die 
I vorgesehene allgemeine Kostenerstattung von 
50 V. H. bereits das Höchstmaß des verfassungs- 
I rechtlich Zulässigen; nur für die besonderen Fälle, 
in denen die Ausgleichsbehörden mit zentralen 
Aufgaben beauftragt sind, konnte das Achte Ande- 
rungsgesetz zum Lastenausgleichsgesetz die Mög- 
lichkeit einer Erweiterung der Kostenerstattung 
bis zur vollen Höhe vorsehen. 

Eine abschließende Regelung der Kostenerstattung 
durch Rechtsverordnung ist vorgesehen. Das Kabi- 
nett wird in Kürze — voraussichtlich noch in die- 
sem Jahr — über einen entsprechenden Verord- 
nungsentwurf beraten, der dann zu Beginn des 
kommenden Jahres dem Bundesrat vorgelegt wer- 
den kann. Bisher hat der Bund an die Länder — 
zugleich zur Weiterleitung an die übrigen Gebiets- 
körperschaften — laufend Abschlagszahlungen ge- 
leistet, deren Höhe durch Kostenermittlungen fest- 
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gestellt worden ist. Die sich — z. B, durch Erhö' | 
hung der Personalkosten — in den letzten Jahren j 
ergebenden höheren Aufwendungen der Gebiets- j 
körperschaften sind auch durch höhere Abschlags- 
zahlungen des Bundes berücksichtigt worden. 

Eine Änderung des Lastenausgleichsgesetzes im 
Sinne der Begründung einer Verpflichtung des 
Bundes zur Erstattung der vollen Kosten ist nach 
den bereits erwähnten verfassungsrechtlichen 
Grundsätzen der Kostentragung bei der Auftrags- 
verwaltung nicht möglich. Im übrigen könnte da- 
mit eine Verbesserung und vor allem eine Be- 
schleunigung der Bearbeitung von Entschädigungs- 
anträgen aus folgenden Gründen nicht erreicht 
werden: 

Die bei den Ausgleichsbehörden der Länder und 
Gemeinden anfallenden Aufgaben bedürfen weit- 
gehend der Bearbeitung durch qualifizierte Kräfte, 
die für Neueinstellungen kaum noch zur Ver- 
fügung stehen. Das Personal der Ausgleichsbehör- 
den könnte schon aus diesem Grunde schwerlich 
noch verstärkt werden. Soweit sich bei der Durch- 
führung der Lastenausgleichsgesetze bei den Aus- 
gleichsbehörden berechtigte Anstände ergeben ha- 
ben, ist durch Einwirkung des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes auf die Länder und über 
diese auf die Gemeinden und Gemeindeverbände 
abgeholfen worden. Die Bemühungen in dieser 
Richtung werden in nachhaltiger Weise fortgesetzt. 
Es kann im übrigen nicht außer acht bleiben, daß 
eine Erweiterung der Verpflichtung des Bundes in 


diesem Sinne zu einer ungerechtfertigten Besser- 
stellung derjenigen Ausgleichsbehörden führen 
würde, die hinsichtlich ihrer Organisation und Ar- 
beitsleistung bisher nicht alle Möglichkeiten er- 
schöpft haben, gegenüber denjenigen Ausgleichs- 
behörden, die in nachhaltiger Weise sowohl in 
personeller wie in sachlicher Hinsicht um eine Ver- 
besserung ihrer Arbeitsergebnisse bemüht waren. 

Schließlich ist besonders darauf hinzuweisen, daß 
nur der Lastenverteilungsgrundsatz, auf dem die 
Kostenregelung beruht, eine sparsame und wirt- 
schaftliche Verwaltung gewährleisten kann. Würde 
der Bund die vollen Kosten übernehmen, so ent- 
fiele jedes Interesse der Länder und Gemeinden, 
den Verwaltungsapparat nach den Grundsätzen 
größter Wirtschaftlichkeit zu gestalten. Dies wäre 
um so bedenklicher als der Bund keine Möglich- 
keit hat, auf die Organisation der Ausgleichsbehör- 
den von seiner Seite aus einzuwirken. 

Zu der Frage, ob die anfallenden Verwaltungs- 
kosten für die Länder und Gemeinden tragbar sind, 
ist zu bemerken, daß die Kosten bei der Auftei- 
lung der Steuereinnahmen auf Bund und Länder 
als Landes- bzw. Gemeindelasten in Rechnung ge- 
stellt sind. Die ausreichende Berücksichtigung der 
Gemeinden ist dabei aber eine Aufgabe der Län- 
der. In diesem Zusammenhang kann auch nicht 
außer acht bleiben, daß für die Stadt- und Land- 
kreise auf Grund der Regelung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes, z. B. durch Hereinfluß nicht un- 
j erheblicher Mittel, große Vorteile erwachsen. 
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